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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.

Inhalt
Hinweis:

Alle Steuerzahler 3

Termine: Steuern und Sozialversicherung

Solidaritätszuschlag: Kein vorläufiger Rechtsschutz

Steuererklärung: Bundesrat stimmt elektronischer Erledigung zu

Nachzahlungszinsen: Kein Erlass bei fehlerhafter Einkünftequalifi-

kation durch die Finanzverwaltung

Einkommensteuererklärung: Auch bei Bedenken gegen Sicherheit

der Datenübermittlung in elektronischer Form abzugeben

Unternehmer 5

Vorsteuervergütung: Scan einer Rechnungskopie kann gesetzliche

Voraussetzungen einer "Kopie der Rechnung" erfüllen

Umsatzsteuer: EuGH soll Anforderungen an zu Vorsteuerabzug

berechtigende Rechnungen klären

Personengesellschaft: Gewinnneutrale Realteilung erleichtert

Kapitalanleger 7

Investmentsteuergesetz: Verfahren bis zur Umsetzung von

EuGH-Vorgaben festgelegt

Steuergeheimnis steht Anzeigepflicht einer Bank nicht immer

entgegen

Besteuerung von Stock Options

Immobilienbesitzer 9

Nießbrauch: Kein Abzug noch nicht verbrauchter größerer Erhal-

tungsaufwendungen durch den Einzelrechtsnachfolger

Auf-Dach-Photovoltaikanlagen: Lange Verjährungsfrist für Män-

gelansprüche

Berliner Ferienwohnungen: Zweckentfremdungsverbot verfas-

sungsgemäß

Angestellte 11

Von beiden Ehegatten genutztes Arbeitszimmer je nur zur Hälfte

abzugsfähig

Bereitschaftszeiten: Auch hier gilt gesetzlicher Mindestlohn

Sonderzahlungen können auf gesetzlichen Mindestlohn anzu-

rechnen sein

Beteiligungsverlust als Werbungskosten des Arbeitnehmers

absetzbar

Familie und Kinder 13

Alleinerziehende: Berlin für bessere finanzielle Unterstützung

Kita für jüngere Geschwister von Vorschulkindern in Nord-

rhein-Westfalen beitragsfrei

Kindergeld auch für im EU-Ausland lebende Elternteile

Pflegeeltern: Kein "Urlaub vom Pflegekind"



Schaufenster Steuern Mandantenbrief der Kanzlei H&H - HAAS & HIERET

www.haas-hieret.de 3

Alle  
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.8.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.8. für den Eingang 

der Zahlung. Anmerkung: In Teilen Bayerns und im Saarland ist 

der 15.8.2016 ein Feiertag. Aus diesem Grund verschiebt sich dort 

der Ablauf der dreitägigen Zahlungs-Schonfrist auf den 16.8.2016.

15.8.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.8. für den Eingang 

der Zahlung. Anmerkung: In Teilen Bayerns und im Saarland ist der 

15.8.2016 ein Feiertag. Aus diesem Grund verschiebt sich dort der 

Termin für die Gewerbesteuer- und Grundsteuervorauszahlungen auf 

den 16.8.2016. Die Zahlungs-Schonfrist endet dann am 19.8.2016.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge August 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für April 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.8.2016.

Solidaritätszuschlag: Kein vorläufiger Rechtsschutz

Dem öffentlichen Interesse am Vollzug des Solidaritätszuschlags 

kommt Vorrang gegenüber dem Interesse des Steuerpflichtigen an 

der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes zu. Dies hat der Bundes-

finanzhof (BFH) unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls 

entschieden. Dem stehe nicht entgegen, dass das Niedersächsische Fi-

nanzgericht (FG) mit Beschluss vom 21.08.2013 (7 K 143/08) das Bun-

desverfassungsgericht (BVerfG) erneut zur Klärung der Verfassungs-

mäßigkeit des Solidaritätszuschlaggesetzes angerufen hat.

Der Streitfall betraf das Jahr 2012. Vom Arbeitslohn der Antragsteller 

war der Solidaritätszuschlag einbehalten und an das Finanzamt abge-

führt worden. Die Antragsteller begehrten die vorläufige Rückzahlung 

des von ihnen entrichteten Solidaritätszuschlags von circa 715 Euro.

Der BFH lehnte dies ab. Das öffentliche Interesse am Vollzug des So-

lidaritätszuschlaggesetzes sei wegen der Sicherung einer geordneten 

Haushaltsführung vorrangig. Eine vorläufige Nichterhebung des So-

lidaritätszuschlags würde dazu führen, dass das Solidaritätszuschlag-

gesetz faktisch außer Kraft gesetzt werden würde. Dies hätte Einnah-

menausfälle in Milliardenhöhe zur Folge. Es könne offen bleiben, ob 

der Vorlagebeschluss des Niedersächsischen FG ernstliche Zweifel an 

der Rechtmäßigkeit der festgesetzten Solidaritätszuschläge begrün-

den könne. Der BFH habe bereits früher entschieden, dass das Soli-

daritätszuschlaggesetz verfassungsgemäß sei (Urteile vom 21.07.2011, 

II R 52/10 und II R 50/09). Das BVerfG habe die dagegen erhobenen 

Verfassungsbeschwerden nicht zur Entscheidung angenommen.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 15.06.2016, II B 91/15

Steuererklärung: Bundesrat stimmt elektronischer 
Erledigung zu

Von der Steuererklärung über den Steuerbescheid bis hin zu einem mög-

lichen Rechtsbehelf soll das Steuerverfahren ab 2017 vollständig elekt-

ronisch erledigt werden können. Der Bundesrat hat am 17.06.2016 ei-

nem entsprechenden Gesetzesbeschluss des Bundestages zugestimmt.

Eine Verpflichtung zur elektronischen Abwicklung von Steuerangele-

genheiten ist dabei nicht vorgesehen. Papierbelege – wie beispielswei-

se Spendenquittungen – müssen künftig nicht mehr eingereicht wer-

den, sondern sind nur noch aufzubewahren.

Wird eine Steuererklärung verspätet eingereicht, droht künftig ein Zu-

schlag. Dieser orientiert sich an der Höhe der festgesetzten Steuer. Er 

beträgt mindestens 25 Euro für jeden angefangenen Monat der Ver-

spätung. Steuerpflichtige sollen jedoch nunmehr zwei Monate länger 

Zeit haben, um ihre Steuererklärung einzureichen.

Der verstärkte Einsatz der Informationstechnologie und der zielgenau-

ere Ressourceneinsatz sollen die Wirtschaftlichkeit und Effizienz des 

Steuerverfahrens steigern. Das Gesetz wird nun dem Bundespräsiden-

ten zur Unterschrift und Verkündung vorgelegt.
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Nachzahlungszinsen: Kein Erlass bei fehlerhafter  
Einkünftequalifikation durch die Finanzverwaltung

Das Finanzamt muss Nachzahlungszinsen für eine offene Steuerschuld 

auch dann nicht erlassen, wenn es die Einkünfte zunächst fehlerhaft 

eingeordnet und deswegen bei den Einkommensteuer-Vorauszahlun-

gen fehlerhaft einen Ermäßigungsbetrag berücksichtigt hatte. Dies 

stellt das Finanzgericht (FG) Düsseldorf klar.

Der Kläger erzielte Einkünfte aus selbstständiger Arbeit. Das Finanz-

amt qualifizierte seine Einkünfte jedoch als solche aus Gewerbebe-

trieb und berücksichtigte bei der Festsetzung der Einkommensteuer-

Vorauszahlungen einen Ermäßigungsbetrag. Der Kläger, der sich nicht 

für ermäßigungsberechtigt hielt, befürchtete eine Nachforderung. 

Deshalb hinterlegte er 300.000 Euro auf einem eigenen Bankkonto. 

Nachdem er seine Einkommensteuererklärung abgegeben hatte, zahl-

te er im Juli 2013 freiwillig 366.400 Euro an das Finanzamt. Dieses 

beurteilte seine Einkünfte im September 2013 als solche aus selbst-

ständiger Arbeit und versagte die seinerzeit gewährte Ermäßigung. 

Gleichzeitig setzte es Nachzahlungszinsen für den Zeitraum April bis 

September 2013 fest. Dem Antrag des Klägers auf Erlass entsprach es 

nur für die Monate August und September.

Das FG Düsseldorf hat die Klage abgewiesen. Das Finanzamt habe sich 

bei der Festsetzung der Zinsen an die gesetzlichen Vorgaben gehalten. 

Die Höhe der Verzinsung sei verfassungsgemäß. Im Vergleich zum 

Marktzins habe sich der gesetzliche Zins in den Monaten April bis Juli 

2013 noch in einem der wirtschaftlichen Realität angemessenen Rah-

men bewegt. Auch könne der Umstand, dass der Zinslauf von der Ar-

beitsweise des Finanzamtes abhänge, nicht zur Verfassungswidrigkeit 

der typisierenden Zinsregelung führen. Deshalb habe das Gericht von 

einer Vorlage an das Bundesverfassungsgericht abgesehen.

Die Versagung eines weitergehenden Erlasses sei frei von Ermessens-

fehlern. Bei einer freiwilligen Zahlung nach Beginn des Zinslaufs dürfe 

der Erlass der Nachzahlungszinsen auf volle Monate vor Wirksamkeit 

der Steuerfestsetzung begrenzt werden. Durch die freiwillige Leistung 

entstehe eine Situation, wie sie bei Erstattungszinsen existiere; der 

Erlass von Nachzahlungszinsen in Höhe vergleichbar berechneter Er-

stattungszinsen sei nicht zu beanstanden. Eine andere Einschätzung 

ergebe sich auch nicht aufgrund der Hinterlegung des Geldbetrags auf 

einem Bankkonto des Klägers. Denn dadurch habe der Kläger die Ver-

fügungsmacht behalten und das Geld – bis zur freiwilligen Zahlung im 

Juli 2013 – dem Finanzamt vorenthalten.

Finanzgericht Düsseldorf, 16 K 2976/14 AO 

Einkommensteuererklärung: Auch bei  
Bedenken gegen Sicherheit der Datenübermittlung  
in elektronischer Form abzugeben

Steuerpflichtige müssen ihre Einkommensteuererklärung auch dann in 

elektronischer Form abgeben, wenn sie Bedenken gegen die Sicherheit 

der Datenübertragung über das Internet hegen. Dies stellt das Finanz-

gericht (FG) Baden-Württemberg klar.

Der Kläger war als Ingenieur selbstständig tätig und daher wegen des 

Umstands, dass sein Jahresgewinn mehr als 410 Euro betragen hatte, 

gesetzlich zur Abgabe der Einkommensteuererklärung in elektroni-

scher Form durch Datenfernübertragung verpflichtet. Unter Berufung 

auf die Enthüllungen des Whistleblowers Edward Snowden machte 

er geltend, dass jede Datenübermittlung an das Finanzamt abgehört 

und verändert werden könne. Auch sei nicht auszuschließen, dass die 

von der Finanzverwaltung bereitgestellte Software, wenn sie auf dem 

Rechner des Steuerpflichtigen installiert wird, möglicherweise ein Ei-

genleben führen werde. Deshalb komme für ihn eine Übermittlung der 

Steuerdaten über das Internet nicht in Frage. Das Finanzamt lehnte 

den Antrag des Klägers, ihm als Alternative die Abgabe der Steuerer-

klärung in Papierform beziehungsweise auf einer CD zu gestatten, ab.

Auch die Klage ist ohne Erfolg geblieben. Nach Ansicht des FG Baden-

Württemberg war es dem Kläger zumutbar, ein befürchtetes Aus-

spähen seiner Daten durch handelsübliche Sicherheitssoftware zu 

unterbinden. Die von der Finanzverwaltung kostenlos bereitgestellte 

Übermittlungssoftware sei vom Bundesamt für Sicherheit in der Infor-

mationstechnik zertifiziert worden und habe ein hinreichendes Maß an 

Datensicherheit gewährleistet. Konkrete Sicherheitslücken seien nicht 

erkennbar.

Gegen das Urteil ist Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt worden. 

Diese läuft beim Bundesfinanzhof unter dem Az. VIII B 43/16.

FG Baden-Württemberg, Urteil vom 23.03.2016, 7 K 3192/15, nicht rkr
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Vorsteuervergütung: Scan einer Rechnungskopie 
kann gesetzliche Voraussetzungen einer „Kopie der 
Rechnung“ erfüllen

Ein ausländischer Unternehmer hat selbst dann einen Anspruch auf 

Vergütung der von ihm gezahlten deutschen Umsatzsteuer, wenn er 

im elektronischen Verfahren „nur“ eine Rechnungskopie übermittelt. 

Dies hat das Finanzgericht (FG) Köln entschieden.

In dem Verfahren klagte eine österreichische GmbH gegen das Bun-

deszentralamt für Steuern (BZSt) auf Vergütung der von ihr 2010 

gezahlten deutschen Umsatzsteuer. Ihrem elektronischen Vergü-

tungsantrag hatte sie eingescannte Rechnungskopien beigefügt. Das 

Bundeszentralamt für Steuern lehnte die Vergütung ab, weil innerhalb 

der Ausschlussfrist (30.09.2011) keine eingescannten Originalrech-

nungen vorgelegt worden seien.

Die hiergegen beim FG Köln erhobene Klage hatte Erfolg. Das Gericht 

vertritt insoweit die Auffassung, dass auch der Scan einer Rechnungs-

kopie die gesetzlichen Voraussetzungen einer beizufügenden „Kopie 

der Rechnung“ erfülle. Nach der Einführung des elektronischen Vor-

steuervergütungsverfahrens sei es nicht erforderlich, dass die einge-

scannte Originalrechnung übermittelt werde. Anders als beim frühe-

ren Papierverfahren komme eine Prüfung auf Authentizität und eine 

Entwertung der Rechnung nicht in Betracht.

Die Entscheidung erging laut FG Köln zum besonderen Vorsteuerver-

gütungsverfahren nach § 18 Absatz 9 Umsatzsteuergesetz in Verbin-

dung mit §§ 59ff. Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV). 

Auf diesem Weg könnten ausländische Unternehmer die Erstattung 

von Umsatzsteuer beantragen, die ihnen durch Unternehmen in 

Deutschland in Rechnung gestellt wurde. Für dieses Verfahren gölten 

besondere Förmlichkeiten. So müsse dem elektronischen Vorsteuer-

vergütungsantrag innerhalb einer nicht verlängerbaren Antragsfrist 

nach § 61 Absatz 2 Satz 3 UStDV die Rechnung in Kopie beigefügt 

werden. Erfolge dies nicht innerhalb der Antragsfrist, führe dies grund-

sätzlich zum Verlust des Vorsteuervergütungsanspruchs. § 61 Absatz 2 

Satz 3 UStDV sei jedoch mit Wirkung vom 31.12.2014 insoweit geän-

dert worden, als dass nunmehr eine „eingescannte Originalrechnung“ 

verlangt werde.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 20.01.2016, 2 K 2807/12

Umsatzsteuer: EuGH soll Anforderungen an zu  
Vorsteuerabzug berechtigende Rechnungen klären

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) soll die Anforderun-

gen klären, die im Umsatzsteuerrecht an eine ordnungsgemäße Rech-

nung zu stellen sind, damit der Leistungsempfänger zum Vorsteuerab-

zug berechtigt ist. Hierum bitten die beiden Umsatzsteuersenate des 

Bundesfinanzhofs (BFH) mit zwei Vorabentscheidungsersuchen.

In der Sache geht es um die Frage, ob die von einem Unternehmer 

geltend gemachten Vorsteuerbeträge aus Rechnungen auch dann ab-

ziehbar sind, wenn es sich unter der in den Rechnungen angegebenen 

Anschrift des Lieferers lediglich um einen „Briefkastensitz“ gehandelt 

hat, oder ob nur die Angabe derjenigen Anschrift des leistenden Un-

ternehmers zum Vorsteuerabzug berechtigt, unter der der leistende 

Unternehmer seine wirtschaftlichen Aktivitäten entfaltet.

Im Fall des V. Senats erwarb der Kläger, ein Kfz-Händler, von Z, der 

seinerseits Fahrzeuge im Onlinehandel vertrieb, Pkws. In den Rechnun-

gen des Z war eine Anschrift angegeben, an der Z zwar Räumlichkeiten 

angemietet hatte, die aber nicht geeignet waren, um dort geschäftli-

che Aktivitäten zu entfalten. Soweit der XI. Senat in seinem Verfahren 

den EuGH anruft, ging es ebenfalls um einen Kfz-Händler, der von D 

Fahrzeuge erwarb. Unter der von D in ihren Rechnungen angegebenen 

Anschrift befand sich zwar ihr statuarischer Sitz; es handelte sich hier-

bei jedoch um einen „Briefkastensitz“, unter der D lediglich postalisch 

erreichbar war und wo keine geschäftlichen Aktivitäten stattfanden.

Beide Senate sehen als klärungsbedürftig an, ob eine zum Vorsteu-

erabzug erforderliche Rechnung die „vollständige Anschrift“ bereits 

dann enthält, wenn der leistende Unternehmer in der von ihm über 

die Leistung ausgestellten Rechnung eine Anschrift angibt, unter der er 

zwar postalisch zu erreichen ist, oder ob der Vorsteuerabzug die Anga-

be einer Anschrift des Steuerpflichtigen voraussetzt, unter der er seine 

wirtschaftlichen Tätigkeiten entfaltet.

Die Vorlagen sind erforderlich geworden, weil das Urteil des EuGH 

vom 22.10.2015 (C–277/14) möglicherweise den Schluss zulässt, 

dass es für den Vorsteuerabzug nicht auf das Vorliegen aller formel-

len Rechnungsvoraussetzungen ankommt oder zumindest die voll-

ständige Anschrift des Steuerpflichtigen keine Anschrift voraussetzt, 

unter der wirtschaftliche Tätigkeiten entfaltet wurden. Der V. Senat 

Unternehmer
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hat Zweifel, ob seine bisherige ständige Rechtsprechung, nach der die 

formellen Rechnungsvoraussetzungen die Angabe der zutreffenden 

Anschrift des leistenden Unternehmers voraussetzt, unter der er seine 

wirtschaftlichen Aktivitäten entfaltet, mit dieser Rechtsprechung des 

EuGH in Einklang steht. Nach Ansicht des XI. BFH-Senats ist nach der 

Entscheidung des EuGH im Hinblick auf das Vorsteuerabzugsrecht des 

Leistungsempfängers möglicherweise nicht entscheidend, ob unter 

der in der Rechnung angegebenen Adresse im Sinne von Artikel 226 

Nr. 5 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das 

gemeinsame Mehrwertsteuersystem eine wirtschaftliche Tätigkeit des 

Leistenden ausgeübt wird.

Fehlen formelle Rechnungsvoraussetzungen, kann nach der Rechtspre-

chung des BFH der Vorsteuerabzug unter bestimmten Voraussetzun-

gen in einem gesonderten Billigkeitsverfahren aus Vertrauensschutz-

gesichtspunkten gewährt werden. Beide Senate haben den EuGH in 

ihren Vorabentscheidungsersuchen insoweit um Klärung der Voraus-

setzungen für effektiven Vertrauensschutz gebeten.

BFH, Beschlüsse vom 06.04.2016, V R 25/15 und XI R 20/14

Personengesellschaft: Gewinnneutrale Realteilung 
erleichtert

Die gewinnneutrale Realteilung einer Personengesellschaft kann auch 

beim Ausscheiden eines Gesellschafters vorliegen, wenn sie von den 

verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt wird. Das hat der BFH unter 

Aufgabe seiner bisherigen Rechtsprechung entschieden und damit die 

bisherige, restriktive Entscheidungspraxis gelockert.

Wird eine Gesellschaft aufgelöst, führt diese Betriebsaufgabe für die 

Gesellschafter grundsätzlich zu einer Gewinnrealisation. Dies kann 

durch eine so genannte Realteilung verhindert werden, wenn die bis-

herigen Gesellschafter das Betriebsvermögen der Gesellschaft unter 

sich aufteilen und es bei ihnen Betriebsvermögen bleibt. Die Realtei-

lung setzte aber bislang die Beendigung der Gesellschaft voraus.

In dem vom BFH entschiedenen Streitfall war eine Partnerin aus einer 

Freiberuflersozietät ausgeschieden. Sie erhielt dafür die in einer ande-

ren Stadt gelegene Niederlassung, die sie bereits zuvor geleitet hatte, 

während die Hauptniederlassung von den übrigen Partnern unter der 

bisherigen Bezeichnung weiter geführt wurde.

Der BFH sieht hierin eine Teilbetriebsübertragung, die entgegen der 

bisherigen Rechtsprechung nunmehr im Rahmen einer Realteilung 

grundsätzlich gewinnneutral erfolgen könne. Die Realteilung bezwe-

cke, wirtschaftlich sinnvolle Umstrukturierungsvorgänge steuerlich 

nicht zu belasten, wenn die Besteuerung stiller Reserven sichergestellt 

ist. Dies treffe nicht nur auf die Auflösung einer Gesellschaft, sondern 

auch auf das Ausscheiden eines Gesellschafters („Mitunternehmers“) 

zu. Im Streitfall steht dem nach dem Urteil des BFH auch nicht ent-

gegen, dass der auswärtigen Niederlassung zuvor erhebliche liquide 

Mittel zugeordnet wurden.

Trotz der nunmehr vom BFH angenommenen Realteilung realisierte 

die ausgeschiedene Partnerin einen Veräußerungsgewinn, weil die 

Sozietät ihr daneben eine Rente zugesagt hatte, die nicht als betrieb-

liche Versorgungsrente anzusehen war. Da die Sozietät ihren Gewinn 

zuvor durch Einnahmenüberschussrechnung ermittelt hatte, musste 

sie zudem zwecks Ermittlung des Veräußerungsgewinns (oder -ver-

lustes) zwingend zur Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich (Bi-

lanzierung) übergehen, was wiederum zu einem Übergangsgewinn 

oder -verlust der Beteiligten führt. Im Streitfall verneinte der BFH in-

soweit auch die Bindungswirkung einer verbindlichen Zusage, die das 

Finanzamt vor der Realteilung über deren steuerliche Folgen erteilt 

hatte. Eine verbindliche Zusage entfalte ihre Bindungswirkung stets 

nur zugunsten, nicht aber zulasten des Steuerpflichtigen. Betreffe sie 

mehrere Steuerpflichtige wie bei einer einheitlichen und gesonderten 

Feststellung einer Gesellschaft, müssten sich daher alle Feststellungs-

beteiligten einvernehmlich auf sie berufen. Daran habe es im Streitfall 

gefehlt. Ob dabei ein Verstoß gegen die gesellschaftsrechtliche Treue-

pflicht vorliegt, sei unerheblich.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 17.09.2015, III R 49/13
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Investmentsteuergesetz: Verfahren bis zur  
Umsetzung von EuGH-Vorgaben festgelegt

In einem aktuellen Schreiben legt das Bundesfinanzministerium (BMF) 

das Verfahren bis zu einer gesetzlichen Umsetzung des Urteils des Eu-

ropäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 09.10.2014 (C–326/12, van Cas-

ter und van Caster) fest. In dem Urteil hat der EuGH entschieden, dass 

§ 6 Investmentsteuergesetz (InvStG) an das EU-Recht anzupassen ist. 

Dem Steuerpflichtigen, der Anteile an einem ausländischen Invest-

mentfonds gezeichnet hat, sei die Möglichkeit einzuräumen, Unterla-

gen oder Informationen beizubringen, mit denen sich die tatsächliche 

Höhe seiner Einkünfte nachweisen lässt. Der Inhalt, die Form und das 

Maß an Präzision, denen die Angaben genügen müssen, um in den 

Genuss der transparenten Besteuerung zu kommen, müssten von der 

Finanzverwaltung bestimmt werden, um dieser die ordnungsgemäße 

Besteuerung zu ermöglichen.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 17.11.2015 (VIII R 27/12) 

entschieden, dass die Regelung des § 6 InvStG nicht der Stand-still-

Klausel des Artikels 64 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) unterfällt und auch für ausländische In-

vestmentfonds aus Drittstaaten am Maßstab der Kapitalverkehrsfrei-

heit zu messen ist.

Nach dem Schreiben des BMF ist bis zu einer gesetzlichen Umsetzung 

des EuGH-Urteils § 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 InvStG unverändert 

weiterhin anzuwenden. Im Rahmen der Veranlagung des Steuerpflich-

tigen werde von der pauschalen Ermittlung der steuerlichen Bemes-

sungsgrundlage nach § 6 InvStG Abstand genommen, wenn der Steu-

erpflichtige selbst die entsprechenden Unterlagen oder Informationen 

beibringt, mit denen sich die tatsächliche Höhe seiner Einkünfte nach-

weisen lässt. Hierbei sei zu unterscheiden zwischen den Mindestanga-

ben und der optionalen Möglichkeit, die Angaben des § 5 Absatz 1 Satz 

1 Nr. 1c und f InvStG beizubringen, um die jeweilige steuerentlastende 

Wirkung der entsprechenden Vorschrift gesondert in Anspruch neh-

men zu können. Bei der Veranlagung erfolge eine Besteuerung nach § 

2 Absatz 1 Satz 1 InvStG, wenn der Steuerpflichtige die Besteuerungs-

grundlagen im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 InvStG mit Ausnahme 

der Buchstaben c und f bis zur Bestandskraft der Steuerfestsetzung er-

klärt (§ 5 Absatz 1 Satz 2 InvStG) und auf Anforderung des Finanzam-

tes die Richtigkeit der Angaben nachweist.

Zum Nachweis der Richtigkeit der Angaben könne das Finanzamt ins-

besondere folgende Unterlagen anfordern: eine Bescheinigung eines 

zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung befugten Berufsträgers im Sinne 

des § 3 des Steuerberatungsgesetzes, einer behördlich anerkannten 

Wirtschaftsprüfungsstelle oder einer vergleichbaren ausländischen 

Person oder Institution, dass die Besteuerungsgrundlagen nach den 

Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, den zum jewei-

ligen Geschäftsjahresende gültigen Verkaufsprospekt, den zum jewei-

ligen Geschäftsjahresende gültigen Jahresbericht, eine Summen- und 

Saldenliste aus der Fondsbuchhaltung, eine Überleitungsrechnung, aus 

der hervorgeht, wie aus der investmentrechtlichen Rechnungslegung 

die Besteuerungsgrundlagen nach den Regeln des deutschen Steuer-

rechtes ermittelt wurden sowie eine Anlage für die Gewinn- und Ver-

lustvorträge bezogen auf die einzelnen Ertragsarten.

Soweit der Steuerpflichtige nach den vorgenannten Anforderungen 

den Nachweis der Besteuerungsgrundlagen nicht führt, habe die 

Ermittlung der Erträge nach § 6 InvStG zu erfolgen. Lege der Steu-

erpflichtige die vorgenannten Unterlagen und Angaben vor und be-

stünden gleichwohl aus Sicht der Finanzbehörde Zweifel an seinen 

Angaben, könne im Einzelfall eine Anfrage an Behörden eines ande-

ren EU-Mitgliedstaates oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-

kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum auf Grundlage der 

Amtshilfe-Richtlinie oder an Behörden anderer Staaten aufgrund eines 

Auskunftsanspruchs nach einem Doppelbesteuerungsabkommen in 

Betracht kommen. Eine Schätzung von Besteuerungsgrundlagen kom-

me nur in Ausnahmefällen und bei Unklarheiten geringen Umfangs in 

Betracht, so das Ministerium.

Sofern der Steuerpflichtige auch die Besteuerungsgrundlagen im Sinne 

des § 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1c und f InvStG erklärt, erfolge eine Besteu-

erung nach § 2 und § 4 InvStG. In diesen Fällen könnten insbeson-

dere die folgenden Nachweise verlangt werden: eine  Übersicht über 

die erhaltenen Dividendenzahlungen – getrennt nach Ländern, eine 

Übersicht über die einbehaltenen Quellensteuern – getrennt nach Län-

dern – und Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Anrechnung 

der einbehaltenen und keinem Ermäßigungsanspruch unterliegenden 

Kapital- 
anleger
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Quellensteuer und der Nachweis des Aufteilungsmaßstabes im Rah-

men der Zuordnung von Werbungskosten nach § 3 Absatz 3 Satz 3 Nr. 

2 InvStG (Aktienquote).

§ 5 Absatz 2 Satz 4 und § 21 Absatz 19 Satz 3 bis 6 InvStG bleiben 

laut BMF unberührt.  Lege der Steuerpflichtige Beweismittel in einer 

fremden Sprache vor, könne eine Übersetzung in die deutsche Sprache 

verlangt werden.

Bundesfinanzministerium, Schrieben vom 23.05.2016, IV C 1 – S 1980-

1/11/10014 :016

Steuergeheimnis steht Anzeigepflicht einer Bank 
nicht immer entgegen

Es ist mit EU-Recht (konkret: Artikel 49 des Vertrags über die Arbeits-

weise der Europäischen Union) vereinbar, wenn eine Regelung eines 

EU-Mitgliedstaats vorsieht, dass Kreditinstitute mit Sitz in diesem Mit-

gliedstaat den nationalen Behörden Vermögensgegenstände, die bei 

ihren unselbstständigen Zweigstellen in einem anderen Mitgliedstaat 

verwahrt oder verwaltet werden, im Fall des Ablebens des Eigentü-

mers dieser Vermögensgegenstände, der im erstgenannten Mitglied-

staat Steuerinländer war, anzeigen müssen. Wie der Gerichtshof der 

Europäischen Union (EuGH) auf eine Vorlage des Bundesfinanzhofes 

(BFH) entschieden hat, gilt das auch dann, wenn im zweitgenannten 

Mitgliedstaat keine vergleichbare Anzeigepflicht besteht und Kreditin-

stitute dort einem strafbewehrten Bankgeheimnis unterliegen.

Konkret ging es um die Frage der Vereinbarkeit des § 33 Absatz 1 des 

Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) mit EU-

Recht. Nach dieser Vorschrift hat, wer sich geschäftsmäßig mit der 

Verwahrung oder Verwaltung fremden Vermögens befasst, diejenigen 

in seinem Gewahrsam befindlichen Vermögensgegenstände und die-

jenigen gegen ihn gerichteten Forderungen, die beim Tod eines Erblas-

sers zu dessen Vermögen gehörten, dem für die Verwaltung der Erb-

schaftsteuer zuständigen Finanzamt schriftlich anzuzeigen.

Dem Verfahren vor dem BFH lag ein Rechtsstreit zwischen der Spar-

kasse Allgäu und dem Finanzamt Kempten zugrunde. Das Kreditin-

stitut hatte sich geweigert, das Finanzamt über bei seiner unselbst-

ständigen Zweigstelle in Österreich geführte Konten von Personen zu 

informieren, die zum Zeitpunkt ihres Todes in Deutschland Steuerin-

länder waren.

Der mit der Sache befasste BFH hatte sich gefragt, ob § 33 Absatz 1 

ErbStG die Niederlassungsfreiheit beschränkt, obwohl die Anzeige-

pflicht im Sinne dieser Bestimmung für alle deutschen Kreditinstitute 

gleichermaßen gilt. Aufgrund dieser Pflicht würden nämlich deutsche 

Kreditinstitute davon abgehalten, in Österreich über eine Zweigstelle 

geschäftlich tätig zu werden. Der BFH fragte sich aber auch, ob sich 

eine Beschränkung der Niederlassungsfreiheit auch aus dem Zusam-

menwirken der Rechtsvorschriften des Sitzmitgliedstaats des Kreditin-

stituts, also der Bundesrepublik Deutschland, mit den Rechtsvorschrif-

ten des Mitgliedstaats, in dem die Zweigstelle belegen ist, also der 

Republik Österreich, ergeben könne und welchem Mitgliedstaat eine 

solche Beschränkung zuzurechnen sei.

Gerichtshof der Europäischen Union, Urteil vom 14.04.2016, C–522/14

Besteuerung von Stock Options

Das FG Hamburg hatte es mit einem Sonderfall zu tun, denn der be-

troffene Arbeitgeber übte sein Optionsrecht nicht selbst aus, sondern 

übertrug seine Rechte durch einen Treuhandvertrag auf seine Mut-

ter. Dieser Treuhandvertrag hielt nach Auffassung des Gerichts ei-

nem Drittvergleich stand, das heißt, er wäre so auch zwischen nicht 

verwandten Personen abgeschlossen worden. Ebenfalls wichtig: Der 

Vertrag wurde, davon waren die Richter überzeugt, auch tatsächlich 

durchgeführt.

Die Richter erklärten daraufhin, der Vorteil aus einer Optionsgewäh-

rung fließe dem Arbeitnehmer als Optionsnehmer nicht nur dadurch 

zu, dass er die Optionsrechte ausübt, sondern auch dadurch, dass er 

die Optionsrechte anderweitig verwertet. Eine solche anderweitige 

Verwertung liege regelmäßig vor, wenn der Arbeitnehmer über das 

Recht verfüge, also beispielsweise gegen Bezahlung darauf verzichtet.

FG Hamburg, Urteil vom 5.4.2016, 6 K 81/15; Az. des BFH: VI B 42/16



Schaufenster Steuern Mandantenbrief der Kanzlei H&H - HAAS & HIERET

www.haas-hieret.de 9

Nießbrauch: Kein Abzug noch nicht verbrauchter 
größerer Erhaltungsaufwendungen durch den  
Einzelrechtsnachfolger

Hat der Nießbraucher größere Erhaltungsaufwendungen nach § 82b 

der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV) auf mehre-

re Jahre verteilt und wird der Nießbrauch innerhalb des Verteilungs-

zeitraums beendet, kann der Eigentümer den verbliebenen Teil der 

Aufwendungen nicht als Werbungskosten geltend machen. Dies hat 

das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Die Klägerin ist Eigentümerin eines vermieteten Grundstücks, das sie 

von ihrer Mutter unter Zurückbehaltung eines lebenslänglichen Nieß-

brauchsrechts übertragen bekommen hatte. Die Mutter, die vereinba-

rungsgemäß alle Lasten des Grundstücks zu tragen hatte, ließ auf ihre 

Kosten im Jahr 2010 eine neue Heizungsanlage und im Jahr 2011 neue 

Fenster einbauen. Auf ihren Antrag verteilte das Finanzamt die hieraus 

bei den Einkünften der Mutter aus Vermietung und Verpachtung re-

sultierenden Werbungskosten gemäß § 82b EStDV auf drei Jahre. Im 

Jahr 2012 hoben die Klägerin und die Mutter den Nießbrauch vorzeitig 

auf, sodass nunmehr die Klägerin die Einkünfte aus Vermietung und 

Verpachtung erzielte. Sie machte in der Folgezeit den von der Mutter 

noch nicht in Anspruch genommenen Teil des Erhaltungsaufwands als 

Werbungskosten geltend. Dies lehnte das Finanzamt ab. Vielmehr sei-

en die restlichen Aufwendungen in voller Höhe im Jahr der Beendigung 

des Nießbrauchs bei der Mutter abzuziehen.

Die hiergegen gerichtete Klage war erfolglos. Die Klägerin könne die 

von ihrer Mutter getragenen Erhaltungsaufwendungen nicht als Wer-

bungskosten geltend machen, weil es hierfür an einer Rechtsgrundla-

ge fehle, entschied das FG Münster. Es bestehe auch kein allgemeiner 

einkommensteuerrechtlicher Grundsatz, wonach ein Einzelrechts-

nachfolger stets die steuerlichen Vergünstigungen seines Vorgängers 

weiterführen könne.

Die für die Fortführung von eine Absetzung für Abnutzungen (AfA) 

durch den Einzelrechtsnachfolger in § 11d EStDV enthaltene Regelung 

könne auf die Verteilung größerer Erhaltungsaufwendungen nicht ana-

log angewandt werden. Es fehle bereits an einer planwidrigen Rege-

lungslücke, weil der Gesetzgeber in § 82d EStDV durchaus Regelungen 

zur Übertragung des vermieteten Objekts aufgenommen habe. Darü-

ber hinaus seien die von den beiden Vorschriften erfassten Konstella-

tionen so verschieden, dass eine Übertragung der Rechtsfolgen nicht 

zwingend erscheine. Anders als bei Anschaffungskosten, bei denen § 

7 Einkommensteuergesetz zwingend eine Verteilung im Rahmen der 

AfA vorsehe, sei die Verteilung größeren Erhaltungsaufwandes auf 

mehrere Jahre freiwillig. Der FG konnte eigenen Angaben zufolge vor 

diesem Hintergrund offen lassen, ob die Aufhebung eines Nießbrauchs 

überhaupt eine unentgeltliche Rechtsnachfolge darstellt. Es hat die 

Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 15.04.2016, 4 K 422/15 E

Auf-Dach-Photovoltaikanlagen: Lange  
Verjährungsfrist für Mängelansprüche

Eine auf dem Dach einer Tennishalle nachträglich errichtete Photovol-

taikanlage, die mit der Halle fest verbunden ist, dient der Funktion der 

Halle. Deshalb finde die für Arbeiten „bei Bauwerken“ geltende lange 

Verjährungsfrist für Nacherfüllungsansprüche von fünf Jahren des § 

634a Absatz 1 Nr. 2 Bürgerliches Gesetzbuch Anwendung, stellt der 

Bundesgerichtshof (BGH) klar.

Die Klägerin betreibt auf einem in ihrem Eigentum stehenden Grund-

stück eine Tennishalle. 2004 beauftragte sie die Beklagte mit der Er-

richtung einer Photovoltaikanlage auf dem Dach der Halle. Die Anlage 

besteht unter anderem aus 335 gerahmten Modulen. Jedes Modul ist 

1.237 Millimeter lang, 1.082 Millimeter breit, 38 Millimeter hoch und 

hat ein Gewicht von 18 Kilogramm. Um die Module auf dem Dach an-

zubringen, errichtete die Beklagte eine Unterkonstruktion, die mit dem 

Dach fest verbunden wurde. Unterkonstruktion und Module waren so 

anzubringen, dass die Statik des Dachs durch das Eigengewicht der An-

lage nicht beeinträchtigt wird und die Anlage sturmsicher ist. Zudem 

mussten die Montageelemente dauerhaft regendicht in die bestehen-

de Dachdeckung eingefügt sein.

Die Beklagte verkabelte die Module mit insgesamt circa 500 Meter 

Kabeln, unter anderem um sie mit im Innern der Halle angebrachten 

Wechselrichtern zu verbinden. Hierfür legte sie Kabelkanäle in das In-

nere der Halle. Die dafür notwendige Durchdringung des Dachs be-

ziehungsweise der Gebäudeaußenhaut musste dauerhaft witterungs-

beständig und dicht sein. Von den Wechselrichtern legte die Beklagte 

Immobilien-
besitzer
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Stromleitungen zu einem außerhalb der Halle befindlichen Zählerver-

teilungskasten. Hierfür waren Grabungsarbeiten in erheblichem Um-

fang notwendig. Ebenfalls im Innern der Halle errichtete die Beklagte 

eine Kontroll- und Steuerungsanlage, die sie mit den Wechselrichtern 

und den Modulen verkabelte und programmierte.

Die Klägerin hält die Leistung der Anlage für zu gering und verlangt 

deswegen eine Minderung um 25% der Nettovergütung. Das Land-

gericht (LG) hat die Klage abgewiesen, das OLG ihr stattgegeben. Mit 

der vom BGH zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte ihren Kla-

geabweisungsantrag insbesondere mit dem Einwand weiter, der An-

spruch der Klägerin auf Nacherfüllung sei verjährt, da die für Arbeiten 

bei Bauwerken geltende lange Verjährungsfrist von fünf Jahren keine 

Anwendung finde.

Der BGH hat die Revision der Beklagten zurückgewiesen. Für den 

Nacherfüllungsanspruch der Klägerin komme die Verjährungsfrist von 

fünf Jahren zur Anwendung. Nach der ständigen Rechtsprechung des 

BGH sei diese lange Verjährungsfrist „bei Bauwerken“ anzuwenden, 

wenn das Werk in der Errichtung oder grundlegenden Erneuerung ei-

nes Gebäudes besteht, in das Gebäude fest eingefügt wird und dem 

Zweck des Gebäudes dient. Diese Voraussetzungen lägen hier vor. Die 

Photovoltaikanlage sei durch die Vielzahl der verbauten Komponen-

ten so mit der Tennishalle verbunden worden, dass eine Trennung von 

dem Gebäude nur mit  erheblichem Aufwand möglich sei. Darin liege 

zugleich eine grundlegende Erneuerung der Tennishalle, die einer Neu-

errichtung gleichzustellen sei. Schließlich diene die Photovoltaikan-

lage dem weiteren Zweck der Tennishalle, Trägerobjekt einer solchen 

Anlage zu sein.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 02.06.2016, VII ZR 348/13

Berliner Ferienwohnungen: Zweckentfremdungs-
verbot verfassungsgemäß

In Berlin gilt seit Ende 2013 ein grundsätzliches Verbot der Zweck-

entfremdung von Wohnraum nach dem Zweckentfremdungsverbot-

Gesetz (ZwVbG) in Verbindung mit der Zweckentfremdungsverbot-

Verordnung (ZwVbVO). Für Ferienwohnungen gilt das Verbot unter 

bestimmten Voraussetzungen nach einer Übergangsfrist erst seit dem 

01.05.2016.

Die Kläger vermieten gewerblich Ferienwohnungen. Sie begehrten mit 

ihrer Klage die Erteilung so genannter Negativatteste. Hierdurch wird 

bestätigt, dass für die Nutzung von Räumen keine zweckentfremdungs-

rechtliche Genehmigung erforderlich ist. Die Kläger meinen, die Ver-

ordnung halte sich nicht im Rahmen der gesetzlichen Ermächtigung. 

Zudem verstoße das ZwVbG gegen die Berufsfreiheit und die Eigen-

tumsgarantie; auch sei der allgemeine Gleichheitsgrundsatz verletzt.

Das VG folgte den Klägern nicht. Die betreffenden Wohnungen seien 

vom Gesetz erfasst. Der Senat von Berlin habe wirksam die Feststellung 

getroffen, dass die Voraussetzungen eines Zweckentfremdungsverbots 

im gesamten Stadtgebiet erfüllt seien. Die Nutzung von Wohnraum 

zur gewerblichen Vermietung von Ferienwohnungen stelle eine nach 

dem ZwVbG verbotene Zweckentfremdung dar. Die neue Rechtslage 

verletze die grundgesetzlich geschützte Berufsfreiheit nicht. Denn die 

gewerbliche Vermietung von Ferienwohnungen sei weiterhin möglich; 

sie dürfe lediglich nicht in geschütztem Wohnraum betrieben werden. 

Das sei gerechtfertigt, um der unzureichenden Versorgung der Bevöl-

kerung mit Wohnraum entgegenzuwirken.

Auch die schutzwürdigen Eigentümerinteressen blieben gewahrt. Aus 

der Eigentumsgarantie des Grundgesetzes folge kein Anspruch, den 

Wohnraum mit der größtmöglichen Gewinnerwartung nutzen zu dür-

fen. Den berechtigten Belangen der gewerblichen Anbieter von Ferien-

wohnungen sei durch die Einräumung einer zweijährigen Übergangs-

frist ausreichend Rechnung getragen worden. Zudem könne – worüber 

hier nicht zu befinden gewesen sei – in Ausnahmefällen eine Genehmi-

gung erteilt werden.

Der allgemeine Gleichheitssatz sei nicht verletzt. Für die Zukunft habe 

der Gesetzgeber sowohl die gewerbliche Vermietung von Ferienwoh-

nungen als auch die gewerbliche und berufliche sonstige Nutzung 

von Wohnräumen gleichermaßen verboten. Die unterschiedlichen 

Übergangsregelungen für bereits bestehende Nutzungen seien sach-

gerecht, weil die Vermietung von Ferienwohnungen kurzfristig erfolge 

und sich an wechselnde Feriengäste richte, während die Nutzung von 

Wohnraum für gewerbliche und berufliche sonstige Zwecke auf län-

gerfristige Geschäftsbeziehungen angelegt sei.

Das VG hat jeweils die Berufung zum Oberverwaltungsgericht Berlin-

Brandenburg zugelassen.

VG Berlin, Urteile vom 08.06.2016, VG 6 K 103.16 und andere
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Von beiden Ehegatten genutztes Arbeitszimmer je 
nur zur Hälfte abzugsfähig

Nutzen Ehegatten gemeinsam ein häusliches Arbeitszimmer für ihre 

jeweilige betriebliche oder berufliche Tätigkeit, können sie die Aufwen-

dungen und den Höchstbetrag von 1.250 Euro jeweils nur zur Hälfte 

geltend machen. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden. 

Die Revision zum Bundesfinanzhof wurde zugelassen.

Der Kläger war hauptberuflich als Arbeitnehmer beschäftigt und dane-

ben als Versicherungsmakler gewerblich tätig. Die Klägerin unterhielt 

ausschließlich einen Gewerbebetrieb als Versicherungsmaklerin. Beide 

Eheleute nutzten in ihrer zusammen angemieteten Wohnung einen 

Raum als gemeinsames Arbeitszimmer und machten die Aufwendun-

gen hierfür in ihrer Steuererklärung geltend. Das Finanzamt erkannte 

lediglich den Höchstbetrag von 1.250 Euro bei den Einkünften des Klä-

gers aus nichtselbstständiger Arbeit und im Übrigen keine Aufwendun-

gen für das Arbeitszimmer an.

Die Klage hatte teilweise Erfolg. Das FG Münster entschied, dass die 

Klägerin die hälftigen Kosten für das Arbeitszimmer als Betriebsausga-

ben abziehen könne. Eine Beschränkung greife nicht, weil das Arbeits-

zimmer den Mittelpunkt ihrer gesamten betrieblichen und beruflichen 

Betätigung darstelle. Dabei schätzte das Gericht den Nutzungsanteil 

der Eheleute mangels anderer Anhaltspunkte auf jeweils 50 Prozent.

Demgegenüber seien die auf den Kläger entfallenden Aufwendungen 

nicht vollständig abzugsfähig, weil der Mittelpunkt seiner gesamten 

betrieblichen und beruflichen Tätigkeit nicht im Arbeitszimmer liege. 

Vielmehr führe er im Schwerpunkt im Rahmen seiner nichtselbststän-

digen Tätigkeit Schulungen und Mitarbeiter-Coachings durch. Da ihm 

sein Arbeitgeber für die Bürotätigkeiten keinen Arbeitsplatz zur Verfü-

gung gestellt habe, könne der Kläger insgesamt nur 1.250 Euro für das 

Arbeitszimmer geltend machen. Allerdings entfalle auf seinen Anteil 

am Arbeitszimmer nur der hälftige Höchstbetrag von 625 Euro, weil 

die Abzugsbeschränkung objektbezogen zu verstehen sei. Dieser Be-

trag sei jeweils zur Hälfte den gewerblichen und den nichtselbststän-

digen Einkünften des Klägers zuzuordnen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 15.03.2016, 11 K 2425/13 E,G

Bereitschaftszeiten: Auch hier gilt gesetzlicher  
Mindestlohn

Der gesetzliche Mindestlohn ist für jede geleistete Arbeitsstunde zu 

zahlen. Zur vergütungspflichtigen Arbeit rechnen auch Bereitschafts-

zeiten, während derer sich der Arbeitnehmer an einem vom Arbeit-

geber bestimmten Ort – innerhalb oder außerhalb des Betriebs – 

bereithalten muss, um bei Bedarf die Arbeit aufzunehmen, wie das 

Bundesarbeitsgericht (BAG) klarstellt.

Der Kläger ist als Rettungsassistent im Rahmen einer Vier-Tage-

Woche in Zwölfstundenschichten durchschnittlich 48 Stunden wö-

chentlich beschäftigt. Es fallen regelmäßig Bereitschaftszeiten an. 

Das Bruttomonatsgehalt des Klägers beläuft sich auf 2.680,31 Euro 

nebst Zulagen. Der Kläger hat geltend gemacht, die Beklagte vergüte 

Bereitschaftszeit nicht mit dem gesetzlichen Mindestlohn. Durch das 

Inkrafttreten des Mindestlohngesetzes sei die arbeitsvertraglich einbe-

zogene tarifliche Vergütungsregelung unwirksam geworden. Deshalb 

stehe ihm die übliche Vergütung von 15,81 Euro brutto je Arbeitsstun-

de zu. Die Klage ist in allen Instanzen erfolglos geblieben.

Dem Kläger stehe für seine im Januar und Februar 2015 geleisteten 

Bereitschaftszeiten keine weitere Vergütung zu, so letztinstanzlich das 

BAG. Zwar sei Bereitschaftszeit mit dem gesetzlichen Mindestlohn zu 

vergüten. Der Anspruch des Klägers hierauf sei aber erfüllt. Bei maxi-

mal 228 Arbeitsstunden, die er mit Vollarbeit und Bereitschaftszeiten 

in einem Monat tatsächlich leisten kann, erreiche die gezahlte Mo-

natsvergütung den gesetzlichen Mindestlohn (228 Stunden zu 8,50 

Euro = 1.938,00 Euro brutto monatlich) nicht nur, sondern übersteige 

ihn. Ein Anspruch auf weitere Vergütung nach § 612 Absatz 2 des Bür-

gerlichen Gesetzbuches bestehe nicht. Die arbeitsvertraglich einbezo-

gene tarifliche Vergütungsregelung sei nicht wegen des Inkrafttretens 

des Mindestlohngesetzes unwirksam geworden.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 29.06.2016, 5 AZR 716/15

Sonderzahlungen können auf gesetzlichen  
Mindestlohn anzurechnen sein

Vom Arbeitgeber geleistete Sonderzahlungen können auf den ge-

setzlichen Mindestlohn anzurechnen sein, wenn es sich dabei um 

Angestellte
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Arbeitsentgelt für die normale Arbeitsleistung handelt. Vertraglich 

geregelte Mehrarbeits-, Sonntags- und Feiertagszuschläge können 

auf der Grundlage des vertraglich vereinbarten Stundenlohns berech-

net werden, auch wenn dieser unter dem Mindestlohn liegt. Dies gilt 

indes nicht für Nachtarbeitszuschläge. Diese seien auf der Basis des 

Mindestlohns zu berechnen, so das Landesarbeitsgericht (LAG) Bran-

denburg.

Der arbeitsvertraglich vereinbarte Stundenlohn der Klägerin liegt bei 

weniger als 8,50 Euro brutto pro Stunde. Weiter ist mit der Klägerin 

– ebenso wie mit zahlreichen weiteren Beschäftigten im Betrieb – im 

Arbeitsvertrag eine Sonderzahlung zweimal jährlich in Höhe eines hal-

ben Monatslohnes, abhängig nur von vorliegender Beschäftigung im 

jeweiligen Jahr, vereinbart. Hierzu haben die Arbeitgeberin und der im 

Betrieb bestehende Betriebsrat vereinbart, diese Sonderzahlungen auf 

alle zwölf Monate zu verteilen, also jeden Monat ein Zwölftel der Son-

derzahlung auszuzahlen. Mit dieser zusätzlichen anteiligen Sonderzah-

lung ergibt sich ein Stundenlohn der Klägerin von mehr als 8,50 Euro. 

Daneben sind arbeitsvertraglich Überstunden-, Sonn- und Feiertags- 

sowie Nachtzuschläge vorgesehen, die die Arbeitgeberin weiterhin auf 

der Grundlage des vereinbarten Stundenlohnes von weniger als 8,50 

Euro berechnet.

Hiergegen hat sich die Klägerin gewandt und geltend gemacht, ihr 

stünden die Sonderzahlungen weiter zusätzlich zu einem Stundenlohn 

von 8,50 Euro zu. Der gesetzliche Mindestlohn von 8,50 Euro sei auch 

der Berechnung der Zuschläge zugrunde zu legen. Dem ist das LAG – 

unter Hinweis auf die Bedeutung der im Einzelfall getroffenen Verein-

barungen – nur bezüglich der Nachtarbeitszuschläge gefolgt.

Bei den Sonderzahlungen handle es sich im vorliegenden Fall um Ar-

beitsentgelt für die normale Arbeitsleistung der Klägerin, weshalb 

eine Anrechnung auf den gesetzlichen Mindestlohn möglich sei. Die 

Betriebsvereinbarung, die die Fälligkeit der Sonderleistungen zu ei-

nem Zwölftel auf jeden Monat verschiebe, sei wirksam und verstoße 

nicht gegen den Arbeitsvertrag der Klägerin. Die vertraglich geregelten 

Mehrarbeits-, Sonntags- und Feiertagszuschläge habe die Arbeitge-

berin zulässig auf der Basis der vereinbarten vertraglichen Vergütung 

berechnet. Dagegen seien die Nachtarbeitszuschläge auf der Basis des 

Mindestlohns von 8,50 Euro zu berechnen, weil § 6 Absatz 5 Arbeits-

zeitgesetz einen angemessenen Zuschlag auf das dem Arbeitnehmer 

„zustehende Bruttoarbeitsentgelt“ vorschreibe.

Gegen dieses Urteil kann von beiden Parteien die vom LAG wegen der 

grundsätzlichen Bedeutung der entscheidungserheblichen Rechtsfra-

gen zugelassene Revision beim Bundesarbeitsgericht eingelegt werden.

LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 12.01.2016, 19 Sa 1851/15

Beteiligungsverlust als Werbungskosten des  
Arbeitnehmers absetzbar

Wer vergeblich versucht, sich durch die Beteiligung an einer Kapital-

gesellschaft einen Vorstandsposten zu sichern, kann die entstandenen 

Kosten als vorweggenommene Werbungskosten bei den Einkünften 

aus nichtselbstständiger Arbeit abziehen. Dies hat das Finanzgericht 

(FG) Köln entschieden. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache hat es die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, die 

dort unter dem Aktenzeichen VI R 1/16 anhängig ist.

Der Kläger, ein angestellter Jurist, zahlte einer GmbH 75.000 Euro für 

eine Zehn-Prozent-Beteiligung an einer noch zu gründenden Aktien-

gesellschaft (AG). Im Gegenzug sollte er bei der AG eine Vorstands-

position mit einem jährlichen Bruttogehalt von 90.000 Euro erhalten. 

Die GmbH verwendete das Geld abredewidrig zur Begleichung ihrer 

Schulden. Es kam weder zu einer Beteiligung des Klägers an der AG 

noch zu seiner Anstellung als Vorstand. Da die GmbH den Betrag nicht 

mehr zurückzahlen konnte, machte der Kläger den Verlust in Höhe von 

75.000 Euro in seiner Einkommensteuererklärung geltend. Das Finanz-

amt ordnete den Verlust der privaten Vermögensebene zu und lehnte 

die Berücksichtigung ab.

Das FG Köln gab der hiergegen erhobenen Klage statt und erkannte 

die vergeblichen Aufwendungen des Klägers als vorweggenommene 

Werbungskosten an. Er sah einen engen Veranlassungszusammenhang 

zwischen den Aufwendungen für den fehlgeschlagenen Beteiligungser-

werb und den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit. Dem Kläger 

sei es im Wesentlichen darum gegangen, eine adäquate nichtselbst-

ständige Arbeit zu finden und ein regelmäßiges Gehalt zu generieren. 

Die geplante Kapitalbeteiligung an der AG trete dahinter zurück.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 21.10.2015, 14 K 2767/12, nicht rkr
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Alleinerziehende: Berlin für bessere finanzielle  
Unterstützung

Berlin setzt sich im Bundesrat für eine bessere finanzielle Unterstüt-

zung von Alleinerziehenden ein. Unter anderem möchte das Land die 

Bundesregierung auffordern, die Bezugsdauer des Unterhaltsvorschus-

ses bis zum 14. Lebensjahr des Kindes zu verlängern. Bislang erhalten 

Kinder, die bei einem alleinerziehenden Elternteil leben und keinen Un-

terhalt vom anderen Elternteil erhalten, lediglich bis zur Vollendung 

des zwölften Lebensjahres einen Unterhaltsvorschuss vom Staat.

Die Initiative enthält auch Prüfbitten an die Bundesregierung, die auf 

eine steuerliche Entlastung sowie auf eine monatliche Direktzahlung 

von 50 Euro an Alleinerziehende abzielen. Nach Auffassung Berlins 

sollte diese Zahlung für jedes weitere Kind um sechs Euro steigen.

Hintergrund der Initiative ist nach Angaben des Bundesrates, dass Kin-

der immer häufiger in Ein-Eltern-Familien aufwachsen. Bundesweit sei 

dies bereits in jeder fünften Familie der Fall, heiße es in dem Antrag. 

Alleinerziehende, die in den allermeisten Fällen Frauen sind, seien da-

bei besonders von Armut bedroht.

Der Entschließungsantrag wurde in der Bundesratssitzung am 

17.06.2016 vorgestellt und anschließend den Fachausschüssen zur 

weiteren Beratung zugeleitet.

Bundesrat, PM vom 17.06.2016

Kita für jüngere Geschwister von Vorschulkindern in 
Nordrhein-Westfalen beitragsfrei

Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen hat eine Regelung 

in der Elternbeitragssatzung der Stadt Kempen für unwirksam erklärt, 

die vorsah, dass für Geschwisterkinder von Vorschulkindern, für die kraft 

Gesetzes kein Elternbeitrag für den Kindergartenbesuch erhoben wer-

den darf, ein Elternbeitrag zu zahlen ist. Damit ist für die Stadt Kempen 

geklärt, dass nach der dortigen Geschwisterkindregelung jüngere Ge-

schwister von beitragsfreien Vorschulkindern ebenfalls beitragsfrei sind.

In allen fünf entschiedenen Fällen hatten Eltern mit jeweils zwei Kindern 

geklagt. Beide Kinder besuchten im Kindergartenjahr 2014/15 jeweils 

einen Kindergarten. Für das ältere Kind, das im Anschluss an dieses Kin-

dergartenjahr eingeschult wurde (so genanntes Vorschulkind), bestand 

nach dem nordrhein-westfälischen Kinderbildungsgesetz (Kibiz) Bei-

tragsfreiheit. Die Elternbeitragssatzung der Stadt Kempen sah vor, dass 

bei gleichzeitigem Kindergartenbesuch von Geschwisterkindern nur für 

ein Kind ein Beitrag zu zahlen ist. Eine weitere Regelung in der Satzung 

bestimmte, dass dieser eine Beitrag auch dann zu zahlen ist, wenn für 

ein Kind eine Beitragsbefreiung aufgrund des Vorschuljahres besteht.

Die zuletzt genannte Satzungsregelung hat das OVG durch fünf Urteile 

– wie bereits zuvor das Verwaltungsgericht Düsseldorf – für unwirksam 

und nichtig erklärt. Die Regelung sei nicht mit dem am 01.08.2014 in 

Kraft getretenen § 23 Absatz 5 Satz 3 Kibiz zu vereinbaren. Danach 

seien beitragsfreie Vorschulkinder im Rahmen von Geschwisterrege-

lungen in kommunalen Elternbeitragssatzungen so zu berücksichtigen, 

als ob für sie ein Beitrag zu leisten wäre. Aufgrund dieser gesetzlichen 

Vorgabe sei der eine Beitrag, der nach der Elternbeitragsatzung der 

Stadt Kempen im Fall von Geschwisterkindern zu zahlen sei, derjenige 

des tatsächlich beitragsfreien Vorschulkinds. Die weitere Satzungsre-

gelung, nach der im Fall von beitragsfreien Vorschulkindern für das an-

dere (jüngere) Kind ein Beitrag erhoben werde, sei deshalb unwirksam.

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen § 23 Absatz 5 Satz 3 Kibiz be-

stünden aufgrund des weiten Gestaltungsspielraums des Landesge-

setzgebers nicht. Ein Verstoß gegen das Konnexitätsprinzip liege nicht 

vor, weil die Vorschrift nicht selbst eine doppelte Beitragsbefreiung 

von Vorschul- und Geschwisterkindern anordne, sondern sich diese 

aus den Satzungsregelungen der jeweiligen Kommune ergebe. Das 

OVG hat die Revision gegen die Urteile nicht zugelassen. Dagegen 

kann Nichtzulassungsbeschwerde erhoben werden.

OVG Münster, Urteile vom 07.06.2016, 12 A 1756/15 u.a.

Kindergeld auch für im EU-Ausland lebende  
Elternteile

Lebt ein Kind im EU-Ausland bei der geschiedenen Ehefrau, ist sie, 

nicht aber der in Deutschland lebende Vater kindergeldberechtigt, wie 

der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat.

Im Streitfall beantragte ein in Deutschland wohnender deutscher Staats-

angehöriger Kindergeld für seinen Sohn. Der Sohn lebte in Polen im Haus-

halt seiner Mutter, der geschiedenen polnischen Ehefrau des Klägers. Die 

Familienkasse lehnte den Antrag ab, weil sie meinte, der Anspruch auf Kin-

Familie und 
Kinder
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dergeld stehe nicht dem Kläger zu. Kindergeldberechtigt sei die geschiede-

ne Ehefrau. Dem stehe nicht entgegen, dass sie in Deutschland über keinen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt verfügt habe.

Vor dem Finanzgericht hatte der Kläger Erfolg. Demgegenüber hob der 

BFH das Urteil des FG auf und wies die Klage ab. Entscheidend sei hier-

für die unionsrechtliche Vereinheitlichung der nationalen Regelungen 

zur sozialen Sicherheit (Artikel 60 Absatz 1 Satz 2 der seit 01.05.2010 

geltenden VO Nr. 987/2009), so der BFH. Danach sei bei Ansprüchen 

auf Familienleistungen in grenzüberschreitenden Sachverhalten die 

gesamte Familie so zu behandeln, als wohnte sie in dem Mitgliedstaat, 

dessen Familienleistungen beansprucht werden (Wohnsitzfiktion).

Da das deutsche Kindergeldrecht nicht danach unterscheide, ob die 

Eltern eines Kindes verheiratet sind oder nicht, sei auch die geschie-

dene Ehefrau Familienangehörige. Somit gelte sie als mit dem Kind in 

Deutschland lebend. Damit stehe ihr der Anspruch auf Kindergeld zu, 

da nach deutschem Recht das Kindergeld bei getrennt lebenden Eltern 

vorrangig an den Elternteil ausgezahlt werde, der das Kind in seinen 

Haushalt aufgenommen hat.

Da der BFH Zweifel hatte, ob das Unionsrecht tatsächlich eine solch 

weitgehende Fiktion beabsichtigte, richtete er ein Vorabentschei-

dungsersuchen an den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH), 

in dem dieser entschied, dass die Wohnsitzfiktion zu einem Wechsel 

der persönlichen Anspruchsberechtigung von dem in Deutschland le-

benden Elternteil zu dem im EU-Ausland lebenden anderen Elternteil 

führen kann (Urteil vom 22.10.2015, C–378/14 – Trapkowski). Daran 

ändere sich auch dann nichts, wenn der im EU-Ausland lebende Eltern-

teil keinen Antrag auf deutsches Kindergeld gestellt hat.

In seinem Urteil folgte der BFH der Beurteilung des EuGH. Damit war 

das Urteil des FG aufzuheben und die Klage des Vaters abzuweisen. 

Die Entscheidung sei von allgemeiner Bedeutung für Fälle, in denen 

die Eltern eines Kindes in unterschiedlichen EU-Staaten leben und in 

keinem EU-Staat ein gemeinsamer Haushalt der Eltern und des Kindes 

besteht, so der BFH. In Bezug auf den Sohn, für den das Kindergeld 

beansprucht wurde, habe die Familienkasse nunmehr über den Kinder-

geldanspruch der geschiedenen Ehefrau zu entscheiden.

Inhaltsgleich hat der BFH in einem zweiten Urteil vom 10.03.2016 (III 

R 62/12) entschieden. Hier lebten die beiden Töchter des in Deutsch-

land wohnenden Klägers bei ihrer in Griechenland lebenden Großmut-

ter. Nach deutschem Recht könne ein Anspruch auf Kindergeld auch 

einem Großelternteil zustehen, der sein Enkelkind in seinen Haushalt 

aufgenommen hat, so der BFH. Er folgte auch hier dem EuGH-Urteil 

Trapkowski. Somit sei auch hier zu fingieren gewesen, dass die Groß-

mutter mit ihren beiden Enkelinnen in Deutschland lebte. Ein Anspruch 

auf Kindergeld stehe somit ihr zu und nicht dem Kläger.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 04.02.2016, III R 17/13 und vom 

10.03.2016, III R 62/12

Pflegeeltern: Kein „Urlaub vom Pflegekind“

Das Arbeitsgericht (ArbG) Bonn hat die Klage einer ehemaligen Mit-

arbeiterin einer Jugendhilfeorganisation auf Zahlung von Urlaubsab-

geltung abgewiesen und einen Anspruch auf „Urlaub vom Pflegekind“ 

verneint. Gegen die Entscheidung ist die Berufung möglich.

Die ehemalige Mitarbeiterin meinte, ihr Arbeitgeber habe ihr während 

des gesamten Arbeitsverhältnisses keinen Urlaub gewährt, weil sie die 

in ihre Familie aufgenommenen Pflegekinder ununterbrochen habe 

betreuen müssen. Diese Pflegekinder waren ihr – mit ihrem Einver-

ständnis – durch das Jugendamt zur Vollzeitpflege zugewiesen worden.

Laut Arbeitsvertrag mit der Jugendhilfeorganisation bestand die Arbeit 

der Klägerin im Wesentlichen darin, organisatorische Tätigkeiten im 

Zusammenhang mit der Betreuung von Pflegekindern (zum Beispiel 

Verwaltungsaufgaben) und sonstige sich aus der pädagogischen Arbeit 

mit Kindern ergebende Aufgaben wahrzunehmen. Der Arbeitgeber war 

daher der Auffassung, durch die Freistellung von Verwaltungstätigkei-

ten während der Schulferien habe er der Klägerin Urlaub gewährt.

Die Klage ist erfolglos geblieben. Denn nach Ansicht des Gerichts 

wurde der Klägerin Urlaub durch die Befreiung von der vertraglich 

geschuldeten Arbeitsleistung gewährt. Diese habe aber lediglich die 

Verwaltungstätigkeiten umfasst. Die Pflicht zur Betreuung, Erziehung 

und Pflege der von der Klägerin in ihre Familie aufgenommenen Kinder 

ergebe sich demgegenüber nicht aus dem Arbeitsvertrag, sondern da-

raus, dass die Klägerin mit der Aufnahme der Pflegekinder Teilbereiche 

der Personensorge für diese übernommen habe. Für diese Aufgaben 

habe die Klägerin neben der von der Beklagten gezahlten Arbeitsvergü-

tung ein aus öffentlichen Mitteln finanziertes Erziehungsgeld erhalten.

Arbeitsgericht Bonn, PM vom 17.06.2016


